
„Das war Populismus pur“

Auf die neue Studie zur Ent-
wicklung von Gemeinschafts-
schulen in Thüringen, reagierte
der bildungspolitische Sprecher
der Linksfraktion, Torsten Wolf: 

„Die Studie macht einmal mehr
deutlich, dass das gegliederte
Schulsystem nur begrenzt Antwor-
ten auf die schulpolitischen Her-
ausforderungen der Zukunft gibt.
Frühe individuelle Förderung,
Schulentwicklung anhand eines
pädagogischen Leitbildes, die Wei-
terentwicklung der Thüringer
Ganztagsschule in einer Hand und
das längere gemeinsame Lernen
sind Grundpfeiler einer zukunftsfä-
higen Bildungspolitik. 

Nach der erfolgreichen Etablie-
rung der Gemeinschaftsschule ist
es nun an der Zeit, dass die Aner-
kennung für die verschiedenen in
der Gemeinschaftsschule tätigen
Lehrkräfte über die Schaffung ei-
nes eigenen ‚Gemeinschaftsschul-
lehramtes‘ Realität wird. Hier
muss das Finanzministerium mit
dem Bildungsministerium die Vor-
aussetzungen schaffen, damit
mehr Gerechtigkeit in den Lehrer-
zimmern der Gemeinschaftsschu-
len herrscht.“                               
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mokratie Stimmung machen will. Dage-
gen ist unsere Kritik am Euro und der EU
verbunden mit der Forderung, die EU
weiter zu demokratisieren und als Staa-
tenbund bzw. Bundesstaat weiterzuent-
wickeln. Eine wirklich funktionierende
direkte Demokratie ist auf eine breite,
inhaltlich fundierte Sachdiskussion ge-
richtet, fair und um die beste Lösung rin-
gend.

Was ist davon zu halten, wenn die
AfD verkündet, dass sie die direkte
Demokratie nach Schweizer Vorbild
will?

Das steht eindeutig im Zusammen-
hang damit, dass es in letzter Zeit auch
hochproblematische Volksentscheide in
der Schweiz gegeben hat, Stichworte
„Minarett-Verbot“ oder die mit hauch-
dünner Mehrheit angenommene Initiati-
ve gegen „Masseneinwanderung“. Bei-
des wurde besonders stark von der po-
pulistischen und rechtslastigen Schwei-
zerischen Volkspartei (SVP) befördert.
Dann hat es Entsetzen und neue Diskus-
sionen gegeben. Das Ergebnis der
Volksabstimmung zur so genannten
„Masseneinwanderung“ ist auch noch
nicht umgesetzt. Verstärkt sind Gegen-
initiativen aktiv geworden. Die Schweiz
ist grundsätzlich ein weltoffenes Land
mit einem Migranten-Anteil ohne
Schweizer Bürgerrecht von über 24 Pro-
zent an der Gesamtbevölkerung. Der
Anteil von Menschen mit Migrationshin-
tergrund insgesamt liegt noch höher.
Wem es aber um Hetze und Ausgren-

Den Koalitionsfraktionen ist es
wichtig, dass die Thüringer Bürgerin-
nen und Bürger über Volksentschei-
de oder Bürgerbegehren mitbestim-
men können und dass sich die Bedin-
gungen dafür weiter verbessern. Wie
ist der aktuelle Stand?

Von Anfang an sind LINKE, SPD und
Grüne Mitglieder im Bündnis Mehr De-
mokratie in Thüringen und damit Mitor-
ganisatorinnen der beiden erfolgreichen
Volksbegehren zur Weiterentwicklung
der direkten Demokratie auf Landes-
ebene und auf kommunaler Ebene in
Thüringen. In einer von ca. 100 Teilneh-
mern besuchten Veranstaltung der drei
Fraktionen mit dem Bündnis im Juni im
Landtag wurden weitere Ideen zum Aus-
bau der direkten Demokratie auf kom-
munaler Ebene schon intensiv diskutiert
und die Einbringung eines entsprechen-
den Gesetzentwurfs in den Landtag an-
gekündigt. Vorgestellt wurden als Neue-
rungen z.B. das Ratsreferendum und
das obligatorische Referendum, das
stattfinden soll, wenn kommunale Un-
ternehmen der Daseinsvorsorge veräu-
ßert oder erworben werden. Außerdem
sollen Initiatoren von Bürgerbegehren
Rederecht in den kommunalen Gremien
erhalten und ein Beratungsrecht vor Ab-
gabe des Antrags auf Bürgerbegehren.

In der letzten Landtagssitzung hat
die AfD mit einem Antrag zur „Stär-
kung der direkten Demokratie“ ver-
sucht, auf den fahrenden Zug aufzu-
springen. 

Gemeinschaftsschulen 

Das war Populismus pur, aber auch in-
haltlich kritikwürdig. So wollen sie an
der Amtssammlung, korrekt Amtseintra-
gung, festhalten. Diese war von der CDU
2008 als einzige Sammlungsform vorge-
sehen. Nur mit Druck des Volksbegeh-
rens und des Bündnisses gelang es, die
Regelung in ein Wahlrecht umzugestal-
ten. Denn für manchen Bürger stellt der
Gang zum Amt eine große Hürde dar.
Zudem gibt es die Amtssammlung auf
kommunaler Ebene nur in Thüringen –
sonst nirgends weltweit. Nicht zuletzt
deshalb sieht die von der rot-rot-grünen
Koalition geplante Reform die Strei-
chung der Amtssammlung vor.

Welche Reformschritte auf Lan-
desebene haben die Koalitionsfrak-
tionen vereinbart?

Laut Koalitionsvertrag soll das so ge-
nannte „Finanztabu“ angegangen wer-
den. Die Bürger sollen auch über The-
men, die finanzielle Auswirkungen ha-
ben, wie ein neues Kita-Gesetz oder Ab-
gabenfragen, ohne Beteiligungsbremse
und Zulässigkeitshindernisse abstim-
men können. Dass es auch auf Bundes-
ebene Volksentscheide zu mehr Sach-
themen als nur den bisher schon erfass-
ten Länderfusionen (Art. 29 GG) geben
muss, ist für die Koalition selbstver-
ständlich. Hingegen hat die AfD mit ih-
ren populistischen und nationalisti-
schen Positionen im Zusammenhang
mit ihren Forderungen nach Volksent-
scheiden zum Euro gezeigt, dass sie als
Rechtsaußen-Partei mit der direkten De-
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zung von Mitmenschen und Mitbürgern
sowie die Spaltung der Gesellschaft
geht, der verrät und missbraucht die di-
rekte Demokratie und auch die Demo-
kratie als solche. Denn die Idee der De-
mokratie beinhaltet in ihrem Kern auch
und vor allem das Prinzip der gleichen
Teilhabe aller an den politischen Ent-
scheidungsprozessen.

Was heißt, gleiche Teilhabe an poli-
tischen Entscheidungsprozessen?

Wer den Auswirkungen staatlicher
und gesellschaftlicher Entscheidungen
ausgesetzt ist, soll auch selbst mitent-
scheiden dürfen - und zwar in gleicher
Weise und mit den gleichen Möglichkei-
ten für jeden. Daher fordert die LINKE,
dass allen Einwohnern, unabhängig von
der Staatsbürgerschaft, nach einer Ori-
entierungsphase von fünf Jahren das
Wahlrecht zu allen Parlamenten und
Vertretungsgremien, also auch Bundes-
tag und Landtag, und auch das direkt-
demokratische Stimmrecht zustehen
soll. Die Entscheidungsverfahren müs-
sen so gestaltet sein, dass sie nicht aus-
grenzen und spalten, sondern zur Wei-
terentwicklung einer solidarischen und
weltoffenen Gesellschaft beitragen. Da-
zu gehört, dass Bürgerbegehren und
Volksbegehren, die gesetz- bzw. verfas-
sungswidrige Ziele verfolgen, nicht zu-
lässig sind. Den Schutz der Menschen-
würde, die Gleichheit aller Menschen
und das Recht auf gleiche Teilhabe darf
niemand unter dem Deckmantel der di-
rekten Demokratie in Frage stellen.

Wie es die Nazis getan haben.
Ja, und vor dem Hintergrund der

Volksentscheidsinitiativen der Nazis in
der Weimarer Republik wurde von vielen
die Konsequenz für richtig befunden, in
Deutschland – vor allem auf Bundesebe-
ne - auf direkte Demokratie zu verzich-
ten. Wenn diese Schlussfolgerung auch
nachvollziehbar ist, so ist sie nach Mei-
nung der LINKEN doch nicht sinnvoll.
Denn damit haben die Demokratiefein-
de noch in Jahrzehnte langer Nachwir-
kung das geschafft, was sie wollten: die
Demokratie zu beschneiden und (teil-
weise) zu beseitigen. Die richtige Ant-
wort auf das Problem sind Stärkung und
Ausbau der Instrumente und Verfahren
sowie der Einbau von Schutzmechanis-
men. Die direkte Demokratie ist das un-
verzichtbare zweite Standbein neben
der parlamentarischen Demokratie.

Doch um die Gefährdungen wirklich
zu beseitigen, muss sich die Zivilgesell-
schaft auch dafür einsetzen. Die Men-
schen müssen der sachlichen und offe-
nen Themendiskussion und dem fun-
dierten Ringen um die beste Lösung den
Vorrang geben vor dumpfen populisti-
schen Parolen. Das kann und muss
praktisch eingeübt werden. Am besten
schon so früh wie möglich, d.h. auch De-
mokratieerziehung in Kita und Schule
sind sinnvoll und notwendig. Die Erfah-
rungen zeigen, wie Volksbegehren und
Bürgerbegehren die Menschen zu mehr
politischen Engagement motivieren.
Das hilft dann auch der repräsentativen
Demokratie und den Wahlen.               

Anja Müller, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Bürgerbeteiligung und Petionen,
bei der Podiumsdiskussion mit Vertretern der Koalitionsfraktionen (Christoph Mat-
schie, SPD, und Dirk Adams, Bündnis90/Die Grünen) auf der Veranstaltung „Demo-
kratie ist kein Sofa“ am 23. Juni im Thüringer Landtag. Gemeinsam mit dem Bündnis
für „Mehr Demokratie in Thüringen“ hatten sich die Fraktionen der LINKEN, der SPD
und von Bündnis 90/Die Grünen und zahlreiche interessierte interessierte und enga-
gierte Teilnehmer der Veranstaltung vor allem mit der Reform der Bürgerbegehren und
Bürgerentscheide in Thüringer Kommunen befasst. Ähnlich wie auf Landesebene soll
die Kommunalordnung auf wesentliche Festlegungen zur direkten Demokratie be-
schränkt und das gesamte Regelwerk in einem eigenen Gesetz über das Verfahren bei
Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid zusammengefasst werden.
Mit der Abschaffung der Amtseintragung, der Einführung des Ratsreferendums und
der Alternativvorlage sowie der Abschaffung der Bindungswirkung würden auch die
Handlungsoptionen der Gemeinde-, Stadträte und der Kreistage erweitert. Dies moti-
viert zu mehr Dialog zwischen Bürgerschaft, Gemeindevertretung und Gemeindever-
waltung.                                                                                                                            


